Deutscher Bundestag 
1. "Wahlperiode 
1949 


Drucksache Nr. ^^01 


Mündlicher Bericht 

des Haushaltsausschusses 
(10. Ausschuß) 

über den Antrag der Abgeordneten Frau Dr. Probst, Eckstein, 
Stücklen und Genossen betr. Gewährung einer 1 3. Monats- 
rente für Kriegsopfer und Angehörige von Kriegsgefangenen 

- Nr. 3786 der Drucksachen - 

und über den von der Fraktion der SPD eingebrachten 
Entwurf eines Gesetzes über die Zahlung einer einmaligen 
Zulage zu den Versorgungsbezügen auf Grund des Bundes- 
versorgungsgesetzes und auf Grund des Gesetzes über die 
Unterhaltsbeihilfe für Angehörige von Kriegsgefangenen 

- Nr. 3789 der Drucksachen - 


Berichterstatter : 

Abgeordneter Funcke 

Antrag des Ausschusses: 

Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Entwurf eines Gesetzes über die Gewährung von Zulagen 
an Kriegsopfer und Angehörige von Kriegsgefangenen in der 
nachstehenden Fassung anzunehmen; 

2. den Antrag - Nr. 3786 der Drucksachen - und den Gesetzentwurf 
- Nr. 3789 der Drucksachen - durch die Beschlußfassung zu Nr. 1 
für erledigt zu erklären. 


Bonn, den 28. November 1952 


Der Haushaltsausschuß 

Schoettle Funcke 

Vorsitzender Berichterstatter 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei Gebr. Scheur, Bonn 
Allei n-Vertrleb: Dr. Hans Heger, Andernach, Breite Straße 30 
und Wiesbaden, Nietzschesiiaii« 1 



Beschlüsse des 10. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 

Über die Gewährung von Zuwendungen an Kriegsopfer 
und Angehörige von Kriegsgefangenen 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 


§ 1 

Empfänger laufender Versorgungsbezüge 
t)der Unterhaltsbeihilfe nach dem Gesetz über 
die Versorgung der Opfer des Krieges (Bundes* 
Versorgungsgesetz) vom 20. Dezember 1950 
(Bundesgesetzbl. S. 791) oder nadi dem Ge- 
setz über die Unterhaltsbeihilfe für Angehörige 
von Kriegsgefangenen in der Fassung vom 
30. April 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 262) er- 
halten eine Zuwendung 

a) mit den laufenden Bezügen für den Monat 
Januar 1953 in Höhe der Hälfte der Ge- 
samtbezüge, die für den Monat Dezember 
1952, 

b) mit den laufenden Bezügen für den Monat 
Juni 1953 In Höhe der Hälfte der Gesamt- 
bezüge, die für diesen Monat 

zu zahlen sind. Die Zuwendungen dürfen 
weder übertragen, verpfändet oder gepfändet 
noch auf sonstige Leistungen angerechnet 
werden. 


§ 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Gesetzes über die Stellung des 
Landes Berlin im Finanzsystem des Bundes 
(Drittes Überleitungsgesetz) vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land 
Berlin. 


§ 3 

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 
1. Dezember 1952 in Kraft. 



